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Wirtschaft

FrANKFUrTEr AllGEMEINE ZEITUNG

Schicksalsfrage Straße von Hormus
Die Meerenge haben 
zuletzt etwas mehr  
Schiffe passiert.  Nun 
endet Trumps 
Ultimatum.
Der Verband 
Deutscher reeder 
mahnt zur Vorsicht.
Von Gustav Theile und 
Susanne Preuß

| Recht und steueRn |

Mit der nationalen rechenzentrums-
strategie legt die Bundesregierung einen 
ambitionierten Kurs fest. Zwar ist sie 
noch keine verbindliche gesetzliche re-
gelung, doch sie definiert einen künfti-
gen rahmen für digitale Infrastruktur in 
Deutschland. Juristisch rücken vor allem 
drei Themen in den Mittelpunkt: die lo-
kale Akzeptanz, die Geschwindigkeit 
behördlicher Entscheidungen und der 
Zugang zum Stromnetz. Sie werden ent-
scheiden, ob die politisch angestrebte 
Verdopplung der rechenzentrumskapa-
zität realität wird. 

Kommunale Zustimmung wird eine 
Schlüsselrolle spielen. rechenzentren 
sind kapitalintensiv, aber schaffen kaum 
Arbeitsplätze und sind wenig attraktiv. 
Ihr (volks-)wirtschaftlicher Nutzen ent-
steht oft erst mittelbar durch die Sogwir-
kung auf weitere Unternehmen. Des-
halb scheitern projekte zunehmend an 
kommunalen widerständen, unabhän-
gig von der Standortqualität oder öko-
nomischer Tragfähigkeit. Die Bundesre-
gierung reagiert darauf mit dem Auf-
trag, einen neuen Zerlegungsmaßstab 
bei der Gewerbesteuer zu prüfen. Ein 
spezifischer Verteilungsschlüssel könnte 
Kommunen wirtschaftlich stärker betei-
ligen und damit einen hebel für lokale 
Zustimmung schaffen. Doch juristisch 
ist dies anspruchsvoll: Eine Sonderzerle-
gung für eine einzelne Branche greift 
tief in die Systematik der Gewerbesteuer 
ein. Zwar existieren gesetzliche Vorbil-
der für wind- und Solaranlagen, doch 
auch hier gilt, dass fiskalische lenkung 
keine reine Strukturpolitik sein darf. 
Gleichwohl könnte diese Maßnahme 
bisher ablehnende Gemeinden zu Be-
fürwortern machen. 

parallel wächst der Druck, planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu be-
schleunigen. Die Strategie verweist auf 
digitale Verfahren und einen „praxis-
check“, der optimierungspotentiale im 
bestehenden recht identifizieren soll. 
Doch schnellere Verfahren setzen nicht 
nur digitale prozesse voraus, sondern 
auch klare und rechtssichere Abwä-
gungs- und prüfungsmaßstäbe. Fehlen 

diese Grundlagen, drohen Klagewellen 
und somit weitere Verzögerungen. hin-
zu kommt die föderale Dimension: län-
der und Kommunen besitzen planungs-
hoheit und bestimmen  über Flächen, 
Verfahren und prioritäten. Bundespoli-
tische leitlinien allein werden kaum ge-
nügen, um Verfahren zu beschleunigen. 

Noch komplizierter wird es beim 
Netzanschluss. rechenzentren sind 
energieintensiv und benötigen hohe An-
schlussleistungen. Der Zugang zu aus-
reichenden Netzanschlusskapazitäten 
ist damit zum wichtigsten Standortkrite-
rium avanciert. Die heutigen Verfahren 
sind jedoch weder schnell genug noch 
auf das steigende Volumen ausgelegt. 
Die Strategie kündigt zwar digitalisierte 
Abläufe bei Netzbetreibern an, doch 
bleibt offen, wie diese mit der bestehen-
den energiewirtschaftsrechtlichen pra-
xis vereinbar sind. Gleichzeitig stellen 
die Netzbetreiber auf ein reifegradver-
fahren um, das das frühere windhund-
prinzip ablösen soll: Nicht mehr der An-
tragseingang, sondern der projektfort-
schritt entscheidet. wie genau die 
Vorschläge der regierung an das neue 
System anknüpfen sollen, bleibt unklar. 

Gerade deshalb braucht es klare ge-
setzliche Grundlagen, die Vorrangs- und 
Abwägungsregeln im wettbewerb um 
die knappen Netzanschlusskapazitäten 
schaffen. Bleiben Kriterien unbestimmt, 
drohen nicht nur abgeschreckte Investo-
ren, sondern auch langwierige gerichtli-
che Auseinandersetzungen, mit genau 
den Verzögerungen, die eigentlich ver-
mieden werden sollen. Die rechenzent-
rumsstrategie zeigt, wie tiefgreifend die  
weichenstellungen sein können. Steuer- 
und Verwaltungsrecht sowie Energiere-
gulierung müssen enger ineinandergrei-
fen. ob der politische Aufbruch gelingt, 
wird sich an der Umsetzung bei der  Ak-
zeptanz,  Genehmigungsbeschleunigung 
und Netzanschluss entscheiden. 
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Wie die Ansiedlung 
von Rechenzentren gelingt 
langwierige Genehmigungen und knappe 
Netzanschlüsse werden zur Bewährungsprobe. 

pe, die die Geflügelfleischproduktion 
beeinträchtigte. Schweinefleisch ver-
zeichnete einen produktionszuwachs 
von 1,1 prozent. Die Schweinehalter 
hatten ihre Bestände im Unterschied 
zu früheren Jahren nicht weiter ver-
ringert. Außerdem habe das Schlacht-
gewicht der Tiere sich erhöht, heißt es 
von der Bundesanstalt für landwirt-
schaft und Ernährung. 

Der Selbstversorgungsgrad für 
Schweinefleisch liegt derzeit bei 
139 prozent. Deutschland produziert al-
so rechnerisch 39 prozent mehr Schwei-
nefleisch, als im Inland verbraucht wird. 
Beliebte Teilstücke wie Filet oder Schin-
ken deckt die heimische produktion 
nach Branchenschätzungen jedoch nur 

Verbraucher verzehren so viel 
Geflügelfleisch wie noch nie
Fleischkonsum nach drei Jahren wieder  gestiegen
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